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23. Dezember 2011/basfi23 

Neuer Integrationsbeirat ist komplett 

52 Mitglieder werden im Januar 2012 ihre Arbeit im Beirat aufnehmen 

Das Verfahren zur Zusammensetzung des neuen Hamburger Integrationsbeirats für die 20. 

Legislaturperiode ist nun abgeschlossen: Nachdem alle Stimmen ausgezählt worden sind, 

werden zukünftig 23 gewählte Mitglieder mit Migrationshintergrund dem Hamburger Senat 

fachkundig zur Seite stehen, wenn es um Fragen der Integrationspolitik geht. Hinzu kommen 

29 Vertreterinnen und Vertreter verschiedener mit der Integration befasster gesellschaftlicher 

Bereiche, die von Senator Detlef Scheele berufen werden. Insgesamt 32 Mitglieder sind zum 

ersten Mal dabei. 

 

„Ich freue mich, dass die neuen Mitglieder des Integrationsbeirats sich bereit erklärt haben, die 

Integration in Hamburg durch ihr ehrenamtliches Engagement voranzubringen“, betonte 

Integrationssenator und Vorsitzender des Beirats, Detlef Scheele. „Der Handlungsspielraum wird 

größer sein, als im Vorgängersenat, was ich sehr begrüße, denn die Empfehlungen des Gremiums 

sind verbindlicher als früher.“  

 

Die konstituierende Sitzung ist für den 18. Januar 2012 geplant. Ein erster wichtiger thematischer 

Schwerpunkt wird das neue Integrationskonzept des Senats sein.  

 

Berechtigt für die Wahl waren – wie bereits bei der ersten Wahl 2008 – eingetragene Vereine oder 

Verbände mit Sitz oder Niederlassung in Hamburg, die vor dem 1. Oktober 2010 gegründet wurden, 

sich satzungsgemäß für die Belange von Menschen mit Migrationshintergrund einsetzen und im 

Vorstand (auch) von Menschen mit Migrationshintergrund vertreten werden. Diese hatten die 

Möglichkeit, sich in die Liste der wahlberechtigten Institutionen eintragen zu lassen und einen 

Kandidaten vorzuschlagen. Die eingetragenen Organisationen wurden acht geographischen 

Regionen bzw. Kategorien zugeordnet. Die Kandidaten mussten einen Migrationshintergrund der 

Region bzw. Kategorie aufweisen, für die sie gewählt werden wollten. Die Sitzverteilung bei den 

gewählten Beiratsmitgliedern orientiert sich an neuen Daten zum Anteil der Bevölkerung mit 

Migrationshintergrund in Hamburg. Insgesamt 159 Organisationen haben von ihrem Wahlrecht 

Gebrauch gemacht. Somit war die Wahlbeteiligung deutlich höher als im Jahr 2008. Insgesamt 

standen 64 Kandidaten zur Wahl. Ausführliche Wahlergebnisse finden Sie im Internet unter 

www.hamburg.de/integrationsbeirat  

 

Für Rückfragen der Medien: 

Behörde für Arbeit, Soziales, Familie und Integration 

Pressestelle | Nicole Serocka 

T +49 40 428 63- 2889 | F +49 40 428 63 - 3849 | 

pressestelle@basfi.hamburg.de | www.hamburg.de/basfi 

http://www.hamburg.de/integrationsbeirat
mailto:pressestelle@basfi.hamburg.de
http://www.hamburg.de/basfi
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28. Dezember 2011/basfi28 

ÖRA-Güteverfahren hemmt Verjährung 
Finanzielle Ansprüche an Schuldner können verloren gehen   

Am Jahresende können finanzielle Ansprüche gegen Schuldner aus vergangenen Jahren 

verloren gehen, wenn der Gläubiger nichts zur Hemmung der Verjährungsfrist unternimmt. 

Dazu gehören beispielsweise unbezahlte Rechnungen von Warenlieferungen oder 

Arbeitsleistungen. Der Eintritt der Verjährung kann durch eine Klage vor Gericht oder einen 

Antrag auf Erlass eines Mahnbescheides verhindert werden, wenn dies noch vor dem 

Jahreswechsel geschieht. Der Verlust der Ansprüche kann auch durch die Einleitung eines 

außergerichtlichen Güteverfahrens bei der Öffentlichen Rechtsauskunft- und Vergleichsstelle 

Hamburg (ÖRA) vermieden werden.  

 

Dies verursacht geringere Kosten als eine Klage. Eine anwaltliche Vertretung ist dabei möglich, aber 

keine Pflicht. Der Güteantrag kann 

 

 persönlich oder durch einen bevollmächtigen Vertreter/Rechtsanwalt mündlich zur Niederschrift 

oder schriftlich (in dreifacher Ausfertigung) bei der Hauptstelle der ÖRA gestellt werden. Da der 

31. Dezember in diesem Jahr auf einen Samstag fällt, können Anträge „in letzter Minute“ noch 

am 2. Januar 2012 in der ÖRA-Hauptstelle, Dammtorstraße 14, 20354 Hamburg, zwischen 

8.00 und 13.00 Uhr eingereicht werden. 

 

 bis zum 2. Januar 2012, 24.00 Uhr, per direkt vom Antragsteller unterschriebenem Fax an die 

Nummer 040-428433658 der ÖRA gesendet werden. 

 

 an die ÖRA adressiert, in den Nachtbriefkasten des Ziviljustizgebäudes, Sievekingplatz 1, 

20355 Hamburg, bis zum 2. Januar 2012, 24.00 Uhr, (in dreifacher Ausfertigung) eingeworfen 

werden. 

 

 an die ÖRA adressiert, per Fax an die Gemeinsame Annahmestelle des Landgerichts Hamburg 

unter 040-42843-4318 oder -4319 gerichtet werden. 

 

Diese Anträge gelten dann als rechtzeitig gestellt und hemmen die Verjährungsfrist gemäß § 204 

Abs.1 Nr.4  BGB. Weitere Informationen erhalten Sie unter www.hamburg.de/oera oder telefonisch 

unter der Hamburger Telefonnummer 428 43  4152. 

 

Für Rückfragen der Medien 

Behörde für Arbeit, Soziales, Familie und Integration 

Pressestelle | Nicole Serocka 

T +49 40 428 63- 2889 | F +49 40 428 63 - 3849 | 

pressestelle@basfi.hamburg.de | www.hamburg.de/basfi 

mailto:pressestelle@basfi.hamburg.de
http://www.hamburg.de/basfi
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29. Dezember 2011/basfi29 

Sozialhilfe-Regelsätze werden im Januar erhöht 

Unter sechsjährige Kinder erhalten im kommenden Jahr zehn Euro mehr  

Der Regelsatz für Ein-Personen-Haushalte steigt für Leistungsberechtigte (SGB II, SGB XII und 

§ 2 AsylbLG) ab dem 1. Januar 2012 um zehn Euro auf 374 Euro. Ende Februar 2011 hatten 

sich Bundestag und Bundesrat darauf geeinigt, dass der Regelsatz im Januar 2012 um 

mindestens drei Euro steigen sollte, zuzüglich eines Aufschlags für Preis- und 

Nettolohnentwicklung.  

 

Ab  dem 1. Januar 2012 gelten folgende Regelsätze: 

 

Alleinstehende und alleinerziehende Leistungsberechtigte               374 Euro bisher 364 Euro 

Ehegatten und Lebenspartner                                                         337 Euro bisher 328 Euro 

Erwachsene Leistungsberechtigte ohne eigenen Haushalt               299 Euro bisher 291 Euro 

Jugendliche vom Beginn des 15. bis zur  

Vollendung des 18. Lebensjahres                                                     287 Euro bisher 287 Euro 

Kinder vom Beginn des 7. bis zur Vollendung des 14.  

Lebensjahres                                                                                   251 Euro bisher 251 Euro 

Kinder bis zur Vollendung des 6. Lebensjahres                                219 Euro bisher 215 Euro 

„Ich freue mich mit den Betroffenen über die Erhöhungen“, betont Sozialsenator Detlef Scheele.   

Während sich die Regelsätze bei Erwachsenen und bei Kindern unter sechs Jahren erhöhen, bleiben 

sie bei Kindern und Jugendlichen zwischen sieben und 18 Jahren gleich.  

Die Regelsätze für Kinder, Jugendliche und Jungerwachsene werden durch das vor einem Jahr 

eingeführte Bildungs- und Teilhabepaket ergänzt. Danach sind u.a. Schulbedarfspauschale, 

Klassenreisen, Lernförderung sowie Mittagessen in Schulen und Kitas sowie zehn Euro im Monat für 

Sport, Musik, Kultur und Freizeiten) als eigenständige Bedarfe neben dem Regelsatz anerkannt. Ziel 

ist es, bedürftige Kinder und Jugendliche gleichberechtigt an den Bildungsangeboten teilhaben zu 

lassen. 
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Hintergrundinformationen 

Die Sozialhilfesätze gehören zu den so genannten gesetzlichen Leistungen, auf die bei Bedürftigkeit 

ein bundesweiter Anspruch in gleicher Höhe besteht. Aus dem Regelsatz finanzieren 

Sozialhilfeempfänger ihre Aufwendungen für Nahrungsmittel, Gesundheits- und Körperpflege sowie 

für weitere persönliche Bedürfnisse des täglichen Lebens wie Bekleidung und Nutzung der 

öffentlichen Verkehrsmittel. Auch die Kosten für die Ersatzbeschaffung von Haushaltsgeräten sind mit 

dem Regelsatz abgegolten. 

Zusätzliche Hilfen für einmalige Leistungen können beispielhaft gewährt werden für die 

Erstausstattung der Wohnung einschließlich Haushaltsgeräten sowie für die Erstausstattung mit 

Bekleidung bei Schwangerschaft und Geburt.  

In Hamburg befinden sich zurzeit rund 35.300 Menschen im Sozialhilfe-Bezug, darunter rund 1800 

Minderjährige und rund 1000 Kinder und Jugendliche, die gemäß § 2 des 

Asylbewerberleistungsgesetzes einen Leistungsanspruch in entsprechender Höhe haben. Dieselben 

Regelsätze gelten auch für die Leistungsempfänger nach SGB II („Hartz IV“): Diese Leistungen 

erhalten derzeit rund 190.000 Hamburgerinnen und Hamburger. 

 

 

 

 

Für Rückfragen der Medien: 

 

Behörde für Arbeit, Soziales, Familie und Integration 

Pressestelle | Nicole Serocka 

T +49 40 428 63- 2889 | F +49 40 428 63 - 3849 | 

pressestelle@basfi.hamburg.de | www.hamburg.de/basfi 

 

 

mailto:pressestelle@basfi.hamburg.de
http://www.hamburg.de/basfi
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22. Dezember 2011/bgv22 

 EHEC: Schadenersatzansprüche von Frunet sind 

unbegründet 

 

Die Firma Frunet S.L. (Spanien), die im Rahmen der Ursachenermittlungen der EHEC-

Pandemie im Mai 2011 ins Blickfeld der Behörden geraten war, fordert Schadenersatz von der 

Behörde für Gesundheit und Verbraucherschutz (BGV). Eine entsprechende Klageschrift ist in 

dieser Woche in der BGV eingegangen. Der Streitwert der Forderungen liegt bei knapp 2,3 

Millionen Euro. Die BGV weist diese Forderungen zurück, da die Warnung vor Gurken des 

Unternehmens notwendig und richtig war.  

Im Mai 2011 wurden durch das Hamburger Institut für Hygiene und Umwelt auf Gurken, die aus 

Spanien importiert wurden, Verunreinigungen festgestellt und durch Laboranalysen positive EHEC-

Nachweise erbracht. In weiteren Untersuchungen wurde dann festgestellt, dass es sich dabei aber 

um einen anderen Serotypen als den Erreger handelte, der die Erkrankungswelle in Deutschland 

ausgelöst hat.  

Die BGV vertritt weiterhin die Position, dass vor Lebensmitteln, die offenbar Verunreinigungen 

aufweisen, die für Verbraucherinnen und Verbraucher gesundheitsgefährdend sein können, öffentlich 

gewarnt werden muss. Der Schutz der Gesundheit geht dabei vor wirtschaftliche Interessen der 

Unternehmen. Die damalige Vorgehensweise der BGV war auch von der Bundesregierung und dem 

für Verbraucherschutz zuständigen EU-Kommissar John Dalli unterstützt worden.  

Im Rahmen der EHEC-Erkrankungswelle und aufgrund der folgenden Verzehrwarnungen des Robert-

Koch-Institutes waren europaweit Landwirte von deutlichen Umsatzeinbußen betroffen. Die EU hatte 

deshalb für diese Landwirte in einem Entschädigungsfond bereits 210 Millionen Euro zur Verfügung 

gestellt.  

Die BGV, die von der Notwendigkeit und Rechtmäßigkeit ihres Handelns weiter überzeugt ist, wird 

sich aus Gründen des laufenden Verfahrens vorerst nicht weiter öffentlich zu den Forderungen von 

Frunet äußern.  

 

Rückfragen der Medien: 

Pressestelle der Behörde für Gesundheit und Verbraucherschutz 
Rico Schmidt; Tel.: 428 37-2332 

E-Mail: pressestelle@bgv.hamburg.de; Internet: www.hamburg.de/bgv  

mailto:pressestelle@bgv.hamburg.de
http://www.hamburg.de/bgv
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28. Dezember 2011/bgv28 

Hamburg übernimmt Vorsitz der VSMK 
Hygieneampel und wirtschaftlicher Verbraucherschutz im Fokus der 

Hamburger Pläne 

Bremen gibt den Staffelstab weiter: Ab 1. Januar übernimmt Hamburgs 

Verbraucherschutzsenatorin Cornelia Prüfer-Storcks den Vorsitz über die 

Verbraucherschutzministerkonferenz (VSMK). Diese wird im September 2012 in Hamburg 

stattfinden. Senatorin Prüfer-Storcks will als Vorsitzende Schwerpunkte beim wirtschaftlichen 

Verbraucherschutz setzen und mit den Wirtschaftsministern der Länder eine Verständigung 

zur Hygieneampel finden. 

„Wirtschaftliche Fragen gewinnen neben den Lebensmittelkontrollen im Verbraucherschutz immer 

mehr an Bedeutung“, so Verbraucherschutzsenatorin Cornelia Prüfer-Storcks. „Umso mehr ist es 

eine besondere Herausforderung, als Vorsitzland der VSMK im Sinne der Verbraucherinnen und 

Verbraucher etwas zu bewegen. Dabei geht es zum Beispiel um verbesserte Aufklärung über Risiken, 

Rückkaufwerte und Gebühren privater Renten- und Lebensversicherungen.“ 

Für Bremen war der Vorsitz eine besondere Herausforderung: Drei besondere Ereignisse, der 

Dioxinskandal bei Futtermitteln am Jahresbeginn, die Katastrophe in Fukushima im März und 

letztendlich ab Mai die EHEC-Epidemie haben das Vorsitzland in seiner Koordinationsaufgabe sehr 

gefordert, sie wurde aber gut gemeistert. Ebenso wurde die Meinungsbildung zum Kontrollbarometer 

für Lebensmittelbetriebe und Gaststätten zwischen den Verbraucherschutzministerien der Länder 

inhaltlich geeint, bedarf aber noch der weiteren Abstimmung mit anderen Ministerien.  

Die Verbraucherschutzministerkonferenz 2011 hatte bereits deutlich gemacht, dass die zuständigen 

Minister und Ministerinnen an der Einführung einer Ampelkennzeichnung zur Transparenz der 

amtlichen Hygienekontrollen in Lebensmittelunternehmen festhalten. Die Wirtschaftsminister hatten 

dies abgelehnt. Eine Bund-Länder-Arbeitsgruppe, in der auch Hamburg vertreten ist, soll unter 

Beteiligung der Wirtschaftsministerkonferenz nun eine gemeinsame Lösung erarbeiten.  

Zur Vorbereitung der VSMK vom 12. bis 14. September werden bereits im Jahresverlauf 

Branchengespräche oder Sitzungen der Länderarbeitsgemeinschaft Verbraucherschutz (LAV) 

stattfinden. 

Weitere Informationen zur 8. Verbraucherschutzministerkonferenz stehen im Internet zur Verfügung 

unter http://www.verbraucherschutzministerkonferenz.de/.  

http://www.verbraucherschutzministerkonferenz.de/
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Rückfragen der Medien: 

Pressestelle der Behörde für Gesundheit und Verbraucherschutz 
Rico Schmidt, Tel.: (040) 42837 - 2332, 

E-Mail: pressestelle@bgv.hamburg.de; Internet: www.hamburg.de/bgv 

 

 

Pressereferat der Behörde für Bildung, Wissenschaft und Gesundheit 

Karla Götz, Rembertiring 8-12, 28195 Bremen 

Tel. (04 21) 36 1 28 53  

E-Mail: karla.goetz@bildung.bremen.de; Internet: www.bildung.bremen.de 

 

 

mailto:pressestelle@bgv.hamburg.de
http://www.hamburg.de/bgv
mailto:karla.goetz@bildung.bremen.de
http://www.bildung.bremen.de/
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29. Dezember/bis29 

Wechsel an der Spitze der Polizei Hamburg 
 

An der Spitze der Polizei Hamburg wird es Mitte Januar 2012 einen Wechsel geben. Diese 

Entscheidung erfolgt nach intensiven Gesprächen, die in den letzten Wochen und Monaten mit 

Polizeipräsident Werner Jantosch stattgefunden haben. Als Nachfolger Jantoschs wird Innensenator 

Michael Neumann den derzeitigen Bezirksamtsleiter Nord Wolfgang Kopitzsch gegenüber der 

Deputation der Behörde für Inneres und Sport sowie dem Senat der Freien und Hansestadt Hamburg 

vorschlagen. 

 

Hamburgs Innensenator Michael Neumann: „Werner Jantosch hat die Polizei Hamburg seit 2004 

als Präsident wesentlich geprägt und erfolgreich geführt. Für sein Engagement, seine Arbeit und sein 

Herzblut danke ich ihm persönlich.“ 

 

Die Umsetzung des Arbeitsprogramms des Senats stellt die Polizei vor die Herausforderung, die 

Wahrnehmung der Aufgaben für die Bürger noch effektiver zu organisieren. Dafür werden auch 

zukünftig strukturelle Veränderungen notwendig sein. Angestrebt werden beispielsweise flachere 

Hierarchien und der Abbau von Verwaltung mit dem Ziel, wieder mehr Polizeibeamte auf der Straße 

einzusetzen. Dies erfordert, Strukturen kritisch zu überprüfen und gegebenenfalls zu verändern, die in 

der Verantwortung des Polizeipräsidenten entwickelt und umgesetzt wurden. Das ist dem 

Polizeipräsidenten nicht zuzumuten. 

 

Daher hat sich Senator Neumann entschieden, dem Senat vorzuschlagen, Wolfgang Kopitzsch zum 

neuen Polizeipräsidenten zu ernennen. Innensenator Michael Neumann: „Herr Kopitzsch hat zuletzt 

auch als Bezirksamtsleiter bewiesen, dass er größere Verwaltungseinheiten erfolgreich führen kann. 

Als ehemaliger Leiter der Landespolizeischule kennt er die Polizei Hamburg und ihre Führungskräfte 

sehr gut.“ 

 

Rückfragen: 

Behörde für Inneres und Sport, Presse- und Öffentlichkeitsarbeit 

Frank Reschreiter, Tel. 040 – 42839-2673 

E-Mail: pressestelle@bis.hamburg.de Internet: www.hamburg.de/innenbehoerde 

 

mailto:pressestelle@bis.hamburg.de
http://www.hamburg.de/innenbehoerde
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21. Dezember 2011/bsb21 

 

Fragebogen-Verfahren vom Datenschutzbeauftragten genehmigt 

 

Die Behörde für Schule und Berufsbildung weist Kritik an den aktuellen Befragungen zum 

Sozialindex von Schülerinnen und Schülern (KESS) zurück. 

 

Das Verfahren soll den sozialen Hintergrund der Schülerschaft aufhellen, um den Schulen passgenau 

zusätzliche Lehrerstellen und zusätzliche Ressourcen für Sprachförderung und sonderpädagogische 

Förderung geben zu können.  

 

Die Behörde weist darauf hin, dass das jetzige Verfahren dem Hamburgischen Beauftragten für 

Datenschutz und Informationsfreiheit seinerzeit zur Prüfung und Genehmigung vorgelegt wurde. 

Nach Abschluss dieser Prüfung wurde das Verfahren vor acht Wochen – am 25. Oktober 2011 – 

freigegeben.  

 

In der dementsprechenden Stellungnahme vom 25. Oktober 2011 heißt es:  

„Ich teile Ihre Auffassung, wonach das Vorhaben im Hinblick auf die organisatorischen Vorgaben  

und die sonstigen Rahmenbedingungen den datenschutzrechtlichen Anforderungen entspricht.“ 

 

Das jetzige Verfahren ist somit eindeutig rechtmäßig. 

 

 

Für Rückfragen der Medien: 

Thomas Bressau, stellv. Pressesprecher 

Behörde für Schule und Berufsbildung 

Tel: (040) 4 28 63 – 2005 

E-Mail: thomas.bressau@bsb.hamburg.de, Internet: www.hamburg.de/bsb 

 

mailto:thomas.bressau@bsb.hamburg.de
http://www.hamburg.de/bsb
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23. Dezember 2011/bsb23 

 

Bildungssenator Ties Rabe überreicht Fritz Bultmann die 

Verdienstmedaille des Verdienstordens der Bundesrepublik Deutschland 

 

Fritz Bultmann, ehemaliger Hamburger Lehrer und Gründer des bekannten Kodály-Chores, ist mit der 

Verdienstmedaille des Verdienstordens der Bundesrepublik Deutschland ausgezeichnet worden. 

Bildungssenator Ties Rabe überreichte ihm die Auszeichnung im Rahmen einer Feierstunde, an der 

unter anderem auch die Präsidentin des Deutschen Sängerbundes Schleswig-Holstein und 

ehemalige Ministerpräsidentin Schleswig-Holsteins, Heide Simonis, teilnahm.  

 

In der Begründung der Vergabekommission heißt es: 

„Fritz Bultmann unterrichtete von 1966 bis 1973 am Gymnasium Kaiser-Friedrich-Ufer das Fach 

Musik.  1972 gründete er den bekannten Kodaly-Chor, einen Zusammenschluss der Schulchöre des 

Gymnasiums Kaiser-Friedrich-Ufer (Jungenchor) und des Gymnasiums Allee (Mädchenchor). 

Unterstützt wurde der Chor von Schülerinnen und Schülern des Wirtschaftsgymnasiums Weidenstieg. 

1973 schied Herr Bultmann infolge der Übernahme einer Schulleitungsstelle in Norderstedt aus dem 

Hamburgischen Schuldienst aus.  

Bis Ende 2010 leitete er den Kodaly-Chor dennoch ehrenamtlich weiter. Dank seines großen 

persönlichen Einsatzes entwickelte sich das Ensemble zu einem bemerkenswerten Laienchor, der 

neben Auftritten im Ausland wiederholt an Chorwettbewerben teilgenommen und hervorragende 

Wertungen auf Hamburger Ebene erzielt hat. Herr Bultmann hat sich auch als Komponist einen 

Namen gemacht. Durch die Bearbeitung und Arrangements fast vergessener Stücke hat er 

bemerkenswert zur Pflege der niederdeutschen und europäischen Volksmusik beigetragen. 

Darüber hinaus hat sich Herr Bultmann seit 1989 ehrenamtlich im Chorverband Hamburg und im 

Deutschen Sängerbund Schleswig-Holstein und seit 2005 auch im Deutschen Chorverband 

engagiert. Sein herausragender Einsatz wird mit der Verleihung der Verdienstmedaille des 

Verdienstordens der Bundesrepublik Deutschland gewürdigt. 

 

Bildungssenator Ties Rabe dankte Fritz Bultmann für dessen Engagement: 

„Chorarbeit in der Schule ist eine wichtige Aufgabe. Zusammenarbeit, Verlässlichkeit und Einsatz – 

auch mal nach Schulschluss – sind gefordert. Selbstbewusstsein, Selbstvertrauen und gemeinsames 

Erleben von Erfolgen sind die Belohnung. Erfolgreiche Chorarbeit kann aber nur klappen, wenn die 
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Leitung mit Begeisterung dabei ist, anspornt und mitreißt. Fritz Bultmann hat jahrzehntelang 

angespornt und mitgerissen.“ 

 

Die Auszeichnung: 

Die Verdienstmedaille des Verdienstordens der Bundesrepublik Deutschland wird seit 1955 

vergeben. Sie stellt die erste Stufe des Verdienstordens der Bundesrepublik – auch bekannt als 

Bundesverdienstkreuz – dar. Jährlich werden in zehn Stufen – von der Verdienstmedaille bis zur 

„Sonderstufe des Großkreuzes“ – bundesweit insgesamt rund 2.500 Auszeichnungen vergeben.  

Für die Auszeichnung wird der zu Ehrende vorgeschlagen. In Fritz Bultmanns Fall erfolgte dies durch 

einen ehemaligen Schüler Bultmanns, Jürgen von Waitz, und Pia Wolters, Mitglied des Kodály-

Chores. 

 

Hinweis: Ein Foto von der Übergabe der Auszeichnung kann auf Anfrage zur Verfügung gestellt 

werden. 

 

 

Für Rückfragen der Medien: 

Thomas Bressau, stellv. Pressesprecher 

Behörde für Schule und Berufsbildung 

Tel: (040) 4 28 63 – 2005 

E-Mail: thomas.bressau@bsb.hamburg.de, Internet: www.hamburg.de/bsb 

 

 

mailto:thomas.bressau@bsb.hamburg.de
http://www.hamburg.de/bsb
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19. Dezember 2011/bsu19 

„Mein Baum – Meine Stadt“: Neue Bäume für 

Neuwiedenthal  

Senatorin Jutta Blankau und Deutsche Bahn sind sich einig: Die 

ganze Stadt soll von der Baumpflanzaktion profitieren. 

 

Seit dem 25. Oktober werden im Rahmen der Aktion „Mein Baum – meine Stadt“ überall in Hamburg  

Straßenbäume gepflanzt, um im Umwelthauptstadtjahr alle Lücken im Straßenbaumbestand zu 

schließen. Heute gibt es in Neuwiedenthal gleich zwei Pflanztermine auf einmal.  

 

Zum einen löst die Deutsche Bahn eine Wette ein, die sie im Rahmen des Zugs der Ideen 

gegen die Hamburger verloren hatte. Die Bahn finanzierte durch diese Aktion 20 neue 

Straßenbäume in Hamburg-Neuwiedenthal. Den letzten Baum im Rahmen dieser Aktion, eine 

Mehlbeere, pflanzen heute Ute Plambeck, Konzernbevollmächtigte der Deutschen Bahn AG für die 

Länder Hamburg und Schleswig-Holstein, und Umweltsenatorin Jutta Blankau gemeinsam am 

Erlbach 71 in Neuwiedenthal.  

 

Jutta Blankau pflanzt zudem den von ihr persönlich gespendeten Baum. Bereits bei der 

Auftaktpressekonferenz Ende Juni hatte sie ihren persönlichen Straßenbaum ausgewählt, eine 

Columella-Ulme am Erlbach 73. „Wesentliches Ziel der Kampagne ist, dass die Lücken überall in der 

Stadt gefüllt werden. Es gibt aber Stadtteile, wo es nicht so viele Baumspender geben kann, wie 

vielleicht anderswo. Deshalb habe ich mir diesen Standort ausgesucht und es freut mich besonders, 

dass sich auch die Deutsche Bahn für Neuwiedenthal entschieden hat.“, so Senatorin Blankau. 

 

Ute Plambeck betonte: „Nachhaltiges Engagement macht uns fit für die Zukunft. Die Deutsche Bahn 

steht zu ihrer unternehmerischen Verantwortung, die selbst gesteckten Klimaschutzziele zu erreichen. 

Wir bieten entlang der Mobilitätskette attraktive klimafreundliche Angebote, wie die StadtRäder, 

unsere Elektro-Carsharing Fahrzeuge und besonders die seit 2010 mit Ökostrom angetriebene 

Hamburger S-Bahn. Ich löse gerne unseren Wetteinsatz ein, da bei dieser Wette alle Hamburger 
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gewonnen haben und die Deutsche Bahn stolz auf ihre Partnerschaft mit der Umwelthauptstadt 2011 

ist.“ 

 

Hintergrund: 

Im Rahmen der Aktion “Mein Baum - meine Stadt“ pflanzt die Stadt 2011 Straßenbäume. Die Hamburgerinnen 

und Hamburger waren aufgefordert, mit ihren Spenden mitzuhelfen, möglichst viele der verbleibenden 500 

Lücken zu schließen. Die Kampagne „Mein Baum - Meine Stadt. Ich mach‘ mit!“ war so erfolgreich, dass bereits 

nach wenigen Monaten keine Spenden mehr für die Aktion angenommen werden können. Alle zur Verfügung 

stehenden Standorte der Straßenbäume werden nachgepflanzt. Insgesamt hatten die Hamburgerinnen und 

Hamburger 295.433,81 € gespendet und ermöglichen damit die Pflanzung von zusätzlich fast 600 Bäumen. 

Sämtliche Spendengelder sind dabei ausnahmslos für die Bäume und die Pflanzarbeiten verwendet worden. 

Die Stadt hat ihre 2011 Bäume vor allem in den Stadtteilen gepflanzt, in denen das Spendenaufkommen 

geringer war. 

 

Per Radiospot hatte die Deutsche Bahn Ende September zum Besuch der Ausstellung „Visionen für die Städte 

der Zukunft“ aufgerufen. Seit der Rückkehr des Zuges von seiner Europareise nach Hamburg hatte die 

Deutsche Bahn pro Besucher der Ausstellung auf dem Jungfernstieg einen Euro für die Aktion "Mein Baum - 

Meine Stadt. Ich mach' mit.“ gezahlt. Bei 10.000 Besuchern wollte sie den Betrag sogar verdoppeln. Die 

Hamburger haben die Herausforderung angenommen und bereits am zweiten Wochenende war es geschafft. 

 

Weitere Infos und Fotos zum Download: http://umwelthauptstadt.hamburg.de/downloads/ 

 

 

Kontakt: 

Frank Krippner, Pressestelle der Behörde für Stadtentwicklung und Umwelt, 

Tel: 040/428 40 2051; E-Mail: frank.krippner@bsu.hamburg.de 

http://umwelthauptstadt.hamburg.de/downloads/
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20. Dezember  2011/bsu20 

 

Hamburg kann seine Klimaziele für 2012 erreichen 
Fortschreibung des Klimaschutzkonzeptes 2011/2012 
 

Der neue Senat hat das Klimaschutzkonzept verstärkt auf direkte CO2-Reduktion und auf 

Förderprogramme ausgerichtet. So soll künftig die CO2-Einsparung, die durch eine bestimmte 

Maßnahme erreicht wird, besser ermittelt werden können. Außerdem sollen vor allem solche 

Klimaschutzmaßnahmen umgesetzt werden, bei denen die Kosten in einem günstigen 

Verhältnis zur eingesparten Menge des Treibhausgases stehen.  

Die bis 2012 angestrebte Reduzierung der CO2-Emissionen um 20% gegenüber 1990 kann 

nach der bisherigen Evaluation des Klimaschutzkonzeptes voraussichtlich erreicht werden. 

 

Von 2007 bis 2012 müssen die Emissionen um 2 Millionen t CO2 sinken, damit gegenüber 1990 

insgesamt 20% CO2 eingespart werden.   

Die Maßnahmen des Klimaschutzkonzeptes haben bislang das Erhoffte bewirkt. Von den 

angestrebten 550.000 Tonnen CO2-Reduktion sind nach der Prognose für 2011 bereits 470.000 

Tonnen erreicht. Insgesamt wurden bislang 118 Einzelmaßnahmen ausgewertet. 

 

Einen wichtigen Beitrag zum Klimaschutz leisten außerdem 11 energieintensive Hamburger 

Unternehmen. Sie haben bis 2011 bereits 456.000 Tonnen der von ihnen zugesagten 500.000 

Tonnen CO2 eingespart. 33.000 Tonnen davon haben die Unternehmen mit Hilfe des 

Förderprogramms „Unternehmen für Ressourcenschutz“ erbracht, sie sind also auch durch das 

Klimaschutzkonzept befördert. Diese 33.000 Tonnen sind in den 470.000 Tonnen des 

Klimaschutzkonzeptes bereits eingerechnet.  Das Ziel, aus den Beiträgen von Klimaschutzkonzept 

und Industrie insgesamt 1.050.000 Tonnen einzusparen, ist deutlich in Sicht. 

 

Die restlichen 950.000 Tonnen CO2 zur Erreichung des 2 Millionen-Tonnen-Ziels im Jahr 2012 und 

die dazugehörigen Maßnahmen werden im derzeit laufenden Evaluierungsprozeß untersucht. Sie 

können erst im Abschlussbericht des Klimaschutzkonzeptes 2012/13 endgültig in der erreichten Höhe 

beziffert werden. Dabei geht es vor allem um Maßnahmen des Bundes, um Auswirkungen 

technischer Innovationen und Effekte bewusstseinsbildender Maßnahmen. 

 

Senatorin Jutta Blankau: „Vieles spricht dafür, dass wir die angestrebte Reduktion von 2 Millionen  

Tonnen CO2 bis 2012 erreichen. Hamburg wird jedenfalls seinen Beitrag dazu leisten. Die vor Kurzem 

geschlossenen energiepolitischen Vereinbarungen des Senates mit Vattenfall und E.ON Hanse 

machen Hamburg zudem fit für die Energiewende und werden in der Zukunft zusätzlich spürbare 

CO2-Reduktionen erbringen.“ 

 

Für die restliche Laufzeit des Klimaschutzkonzeptes hat der Senat in diesem Jahr alle neuen 

Maßnahmen daraufhin überprüft, wie hoch die Kosten pro eingesparter Tonne CO2 sind, und die 

Genehmigung an eine günstige Kosten-Nutzen-Relation gebunden. Die Förderprogramme für 

Energieeffizienz im Wohnungsbau wurden ausgeweitet. So erhält die Hamburger 

Wohnungsbaukreditanstalt in 2012 zusätzliche 2 Millionen Euro Fördermittel, damit insgesamt 5 

Millionen Euro. 
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Das CO2-Monitoring der Maßnahmen des Klimaschutzkonzeptes wurde ausgeweitet und ein 

umfangreiches Evaluationsverfahren eingeleitet. Es ist die Basis für die politischen 

Weichenstellungen nach Ablauf des Klimaschutzkonzeptes 2012. 

 

Herausragende Einzelprogramme und Projekte in der Fortschreibung 2011/12  

 

- Das Programm Unternehmen für Ressourcenschutz, das Hamburger Unternehmen kostenlose 

Erstberatung zu Licht, Wärme, Kälte und Effizienz bietet, hat seit 2007 960 Beratungen durchgeführt ist in 

2011 auf Einsparungseffekte von 147.500 tCO2 angewachsen (zum Vergleich: bis 2010 waren es 880 

Beratungen und 130.700 tCO2.) 

- Hamburg als Modellregion für Elektromobilität hat in diesem Jahr 350 elektrische PKW und 5 

Dieselhybridbusse auf die Straße gebracht und eine umfassende Ladesäulen-Infrastruktur aufgebaut. 

- Die Förderung der Qualifizierung von Handwerkern in klimarelevanten Techniken im Ausbildungszentrum 

der Handwerkskammer Elbcampus wird durch Entscheidung des neuen Senates fortgesetzt und 

intensiviert. Dies garantiert, dass das technisch Mögliche auch tatsächlich Eingang in die Praxis findet. 

- Das europäische Projekt EUCO2 80/50 hat 2011 seine Ergebnisse vorgelegt. 350 Entscheider aus 14 

großen Metropolregionen haben unter der Koordination Hamburgs Strategien entwickelt, wie bis 2050 

eine CO2-Reduktion von 80% möglich ist. 

 

 

Mehr dazu im Internet unter: www.klima.hamburg.de 

 

 

 

Kontakt:  

Behörde für Stadtentwicklung und Umwelt,  

Frank Krippner, T: (040)428.40-2051;  

 Frank.Krippner@bsu.hamburg.de. 
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21. Dezember 2011/bsu21 

 

Bilanz der Umwelthauptstadt 2011: Hamburg will auch in Zukunft 

als umweltfreundliche europäische Metropole Maßstäbe setzen 

 

Als Europas Umwelthauptstadt blickt die Freie und Hansestadt Hamburg auf ein erfolgreiches 

Jahr zurück. Im Jahr der Umwelthauptstadt hat Hamburg wichtige Voraussetzungen 

geschaffen, um den Umweltschutz langfristig voranzutreiben. 

 

Jüngstes Beispiel ist die vom Hamburger Senat entschiedene Energiewende. Mit dem teilweisen 

Rückkauf der Energienetze, dem Ausbau der Speicherkapazitäten, der dezentralen 

Energieversorgung sowie technischen Innovationen soll Hamburg europaweit Vorreiter in der 

Umsetzung der Energiewende werden. Dazu gehört auch, dass die Hansestadt die Großstadt mit den 

größten Kapazitäten zur Speicherung von Energie werden soll. „Im Schulterschluss mit den 

Energieversorgern garantiert der Senat eine sichere und Klima schonende Energieversorgung“, sagt 

Hamburgs Erster Bürgermeister Olaf Scholz. Damit werden die bisherigen Erfolge Hamburgs im 

Klimaschutz auch in Zukunft weiterverfolgt. 

Im Bereich der umweltfreundlichen Mobilität geht das Konzept bereits auf. Der HVV rechnet für das 

Jahr 2011 mit einer Steigerung der Fahrgastzahlen um 2,2 Prozent gegenüber 2010. Die U-Bahn in 

die HafenCity wird bis zu den Elbbrücken verlängert. Hamburg bekommt das modernste Bussystem 

Europas. Dieselhybrid- und Brennstoffzellenhybridtechnik befinden sich bereits im Alltagstest. 

Dadurch wird der Energieverbrauch gesenkt und der Schadstoffausstoß vermindert. 

Dass Umweltschutz auch Sozialpolitik ist, beweist Hamburg im Bereich nachhaltiges Wohnen. Die 

Stadt hat mit den Hamburger Bezirken im „Vertrag für Hamburg“ vereinbart, jährlich Genehmigungen 

für den Bau von 6.000 neuen Wohnungen zu erteilen. Im „Bündnis für das Wohnen“ bekennen sich 

die Wohnungsverbände zu den Klimaschutzzielen des Senats. Die Stadt gewährleistet eine 

zuverlässige und kontinuierliche Förderung von energetischen und umfassenden Modernisierungen 

von Bestandswohnungen auf hohem Niveau. Die zuständige Senatorin für Umwelt und 

Stadtentwicklung Jutta Blankau betont: „Ich freue mich, dass wir mit der Wohnungswirtschaft 

ehrgeizige energetische Ziele verwirklichen können und dies auch in Zusammenarbeit mit den 

Mieterverbänden sozialverträglich umgesetzt wird.“ 

Ein besonderer Erfolg für den Hamburger Naturschutz war im Sommer die Ernennung des 

Nationalparks Hamburgisches Wattenmeer zum Weltnaturerbe durch die UNESCO. Diese 

Auszeichnung ist zugleich Anerkennung und Ansporn: Zukünftig sollen die Naturschutzgebiete 

Hamburgs auf zehn Prozent der Stadtfläche erweitert werden. 

Die Bilanz zeigt auch, dass die Hamburgerinnen und Hamburger sich für die Umwelt und für ihre 

Stadt einsetzen wollen. Die Zahl der grünen Biotonnen stieg von 57.000 seit Ende 2010 auf aktuell 

rund 100.200 Biotonnen. Immer mehr Menschen steigen aufs StadtRAD – aktuell sind es 131.000 

registrierte Nutzer. Allein während der Aktion „Umsteigen – ohne Trennungsschmerz“ konnte das 
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StadtRAD mehr als 9.400 Neukunden gewinnen. Auch Hamburg Energie verzeichnet Zuwachs: 

Aktuell erhalten 45.000 Haushalte Öko-Strom vom städtischen Anbieter, Ende 2010 waren es noch 

20.000. Einen neuen Dialog hat die Behörde für Stadtentwicklung und Umwelt mit der türkischen 

Gemeinde initiiert. Der Senat möchte so möglichst viele Menschen in der Stadt ansprechen und über 

Möglichkeiten zum Energiesparen informieren. Deutlich sichtbar wird das Engagement der 

Hamburger Bürger im Stadtbild: Im Rahmen der Aktion “Mein Baum – Meine Stadt“ pflanzt die Stadt 

2011 Straßenbäume. Die Hamburgerinnen und Hamburger waren aufgefordert, mit ihren Spenden 

mitzuhelfen, möglichst viele der verbleibenden 500 Lücken zu schließen. Insgesamt haben die 

Hamburgerinnen und Hamburger 295.433,81 Euro gespendet und ermöglichen damit die Pflanzung 

von zusätzlich fast 600 Bäumen. Sämtliche Spendengelder sind dabei ausnahmslos für die Bäume 

und die Pflanzarbeiten verwendet worden. Die Stadt hat ihre 2011 Bäume vor allem in den Stadtteilen 

gepflanzt, in denen das Spendenaufkommen geringer war.  

Auch das Informations- und Diskussionsangebot war umfangreich im Umwelthauptstadtjahr: Mit 

knapp 2.000 Veranstaltungs- und Umwelttour-Terminen, darunter sieben Umwelthauptstadt-Dialoge 

und ein Jugendumweltgipfel mit 400 Teilnehmern, wurde Umwelt- und Klimaschutz für die Menschen 

in Hamburg erlebbar. Den zentralen Infopavillon der Umwelthauptstadt am Hauptbahnhof besuchten 

mehr als 36.000 Menschen, auch Gäste aus dem In- und Ausland. Mehr als 30.000 Hamburgerinnen 

und Hamburger entdeckten im „Zug der Ideen“ die „Visionen für die Städte der Zukunft“. Auch über 

Hamburgs Stadtgrenzen hinaus konnte die interaktive Ausstellung begeistern. An Stationen in 18 

europäischen Metropolen besuchten mehr als 70.000 EU-Bürgerden Zug der Ideen. Damit hat 

Hamburg als Botschafter für städtischen Umwelt- und Klimaschutz Maßstäbe gesetzt. „Hamburg ist 

und bleibt auch in Zukunft ein Wegbereiter und Vorbild für andere Umwelthauptstädte Europas“, lobte 

Janez Potočnik, EU-Kommissar für Umwelt bei der „Staffelübergabe“ an die Umwelthauptstadt 2012. 

Im Rahmen der internationalen Pressearbeit wurden insgesamt rund 800 Medienbeiträge in Online, 

Print, TV und Radio zu den Themen Zug der Ideen und Hamburg European Green Capital generiert, 

die Reichweite betrug 270 Millionen Kontakte. 

Die Hamburger Wirtschaft trägt die Ideen der Umwelthauptstadt Europas 2011 ebenfalls mit. Die 

„UmweltPartnerschaft“ hat im Titeljahr 150 neue Mitglieder gewonnen. Heute organisieren 810 

Unternehmen freiwillig ihre Prozesse umweltfreundlich und ressourcensparend. Der Cluster-Verein 

Erneuerbare Energien vernetzt mittlerweile 153 Unternehmen und stärkt Hamburg erfolgreich als 

führenden Standort der Branche. „Siemens hat seine Zentrale für Erneuerbare Energien 2011 nicht 

ohne Grund von Dänemark nach Hamburg verlegt. Wir finden hier ein sehr günstiges Umfeld für die 

Entwicklung unseres ‚grünen‘ Geschäfts vor. Dieser Schritt zeigt, dass Hamburg zu Recht 

europäische Umwelthauptstadt ist“, sagt Michael Westhagemann von CEO der Region Deutschland 

Nord der Siemens AG. Ute Plambeck, Konzern-bevollmächtigte der Deutschen Bahn AG für die 

Länder Hamburg und Schleswig-Holstein: „Umwelthauptstadt und Deutsche Bahn, zwei Partner, ein 

Ziel: Wir wollen es den Menschen leicht machen, sich im Alltag umweltbewusst zu verhalten. Zum 

Beispiel mit nachhaltigen Mobilitätsangeboten wie dem beliebten StadtRAD, dem Flinkster-

Carsharing oder der S-Bahn, die ausschließlich mit Ökostrom fährt.“ Die beiden Unternehmen sind 

die Premium Sponsoren der Umwelthauptstadt und haben wichtige Maßnahmen unterstützt wie zum 

Beispiel die Reise des „Zug der Ideen“. 
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Die Zahlen zur Umwelthauptstadt:               

Knapp 2.000 Veranstaltungs- und Umwelttour-Termine gab es im Umwelthauptstadtjahr, darunter den 

Jugendumweltgipfel und die goodgoods-Messe für nachhaltigen Konsum. 

„Hamburg räumt auf“: 53.700 Helfern in 850 Initiativen beteiligten sich, so viel wie noch nie in 14 Jahren. 

580 der insgesamt 4.000 Taxis in Hamburg sind Umwelttaxis. Insgesamt beteiligen sich 329 Unternehmen 

(Projektstart war Ende 2010 mit 180 Taxis in 105 Unternehmen). 

810 Hamburger Unternehmern sind UmweltPartner und beteiligen sich mit freiwilligen Maßnahmen am Umweltschutz, 

im Juni 2010 waren es noch 659 Unternehmen. 

Seit Ende 2010 stieg die Kundenzahl des Fahrradleihsystems StadtRAD von 70.000 auf aktuell über 131.000. 

Die Kundenzahlen von Hamburg Energie stiegen von 20.000 Ende 2010 auf aktuell 45.000 beim Strom und von 3.500 

auf 7.000 beim Biogas. 

Hamburg ist eine von acht Modellregionen für E-Mobilität in Deutschland. Zurzeit gibt es 353 Fahrzeuge und 200 

Ladeplätze in der Stadt. 

Im Rahmen der Zusammenarbeit im Programm Unternehmen für Ressourcenschutz investierten Hamburger 

Unternehmen rund 274 Millionen Euro in Maßnahmen. Dadurch werden jährlich rund 219.000 Tonnen CO2-

Emissionen und 26.400 Tonnen Abfälle vermieden sowie 757.900 Kubikmeter Trink-/Grundwasser eingespart. 

Voraussichtlich rund 691 Millionen Fahrgäste haben im Jahr 2011 den HVV genutzt. 2,2 Prozent mehr als im Jahr 

2010. 

Die Bilanz der Aktion „Umsteigen ohne Trennungsschmerz“: 9.415 Neukunden bei StadtRAD (+ 8 Prozent). Der HVV 

hatte zudem 2.735 kostenlose Tickets an Freunde und Bekannte von Abonnenten verteilt. 

„Mein Baum Meine Stadt“: Die Stadt selbst pflanzt im Umwelthauptstadtjahr 2011 Bäume. Zudem hatten die 

Hamburgerinnen und Hamburger 295.433,81 Euro gespendet und ermöglichen damit die Pflanzung von fast 600 

weiteren Bäumen. Sobald 500 Euro Spenden für einen Baum zusammen waren, hat der Senat diese Summe um 500 

Euro aufgestockt und somit das Pflanzen eines weiteren Baumes ermöglicht. 

 

Für mehr Informationen: http://umwelthauptstadt.hamburg.de/  

 

 

 

Kontakt: Frank Krippner, Pressestelle der Behörde für Stadtentwicklung und Umwelt, 040/428 40 2051; frank.krippner@bsu.hamburg.de 

 

http://umwelthauptstadt.hamburg.de/
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21.Dezember 2011/bwf21 
 

DESY kooperiert mit indischem Forschungszentrum 

Das Hamburger Forschungszentrum DESY öffnet seine Spitzenlichtquellen für die indische 

Wissenschaftsgemeinde 

 

Heute wurde im Hamburger Rathaus im Beisein der Hamburger Wissenschaftssenatorin und 

Zweiten Bürgermeisterin Dr. Dorothee Stapelfeldt ein Vertrag unterzeichnet, der eine indische 

Beteiligung an den Röntgenquellen PETRA III und FLASH festlegt. Die Vertragspartner DESY und 

Saha Institute of Nuclear Physics (SINP, Indien) konkretisieren damit eine Rahmenvereinbarung, die 

im Mai bei einem Indien-Besuch von Bundeskanzlerin Merkel geschlossen wurde. Indische Forscher 

bekommen für eigene und gemeinsam mit DESY durchgeführte Forschungsprojekte fünf Jahre lang 

jährlich über 3500 Stunden Messzeit an DESYs Forschungsanlagen zur Verfügung gestellt. Im 

Gegenzug beteiligt sich Indien mit insgesamt 14 Millionen Euro am Bau der Erweiterung von 

PETRA III, der brillantesten Synchrotronstrahlungsquelle der Welt bei DESY.  

Prof. Helmut Dosch, Vorsitzender des DESY-Direktoriums: „Wir haben eine klassische Win-Win-

Situation. Großforschung war schon immer ein Vorreiter der weltweiten Zusammenarbeit, und wir 

bringen an unseren Spitzenlichtquellen äußerst talentierte und engagierte Wissenschaftler aus Indien 

und Deutschland zusammen.“ 

DESYs moderne Synchrotronstrahlungsquelle PETRA III und der welterste Freie-Elektronen-Laser für 

weiches Röntgenlicht FLASH bieten einmalige Forschungsmöglichkeiten und ein großes Potenzial für 

innovative, wissenschaftliche Experimente. Sie sind deshalb extrem attraktiv für die gut entwickelte 

Wissenschaftsgemeinde Indiens. PETRA III, die im Jahr 2011 den regulären Nutzerbetrieb 

aufgenommen hat, stellt zurzeit 14 Strahlführungen für hoch-intensives Röntgenlicht für die 

Forschung zur Verfügung. Von 2013 bis 2014 wird die Anlage mit zwei weiteren Experimentierhallen 

ausgestattet, die nochmals insgesamt 10 Beamlines beheimaten werden. 

Indien plant selbst den Bau einer Synchrotronstrahlungsquelle der dritten Generation für 

hochenergetische Photonen und ist deshalb sehr daran interessiert, junge Wissenschaftler an den 

DESY-Experimentieranlagen auszubilden.  

Dr. Dorothee Stapelfeldt, Zweite Bürgermeisterin und Senatorin für Wissenschaft und 

Forschung: „Ich freue mich sehr, dass es gelungen ist, diese Kooperation zwischen dem DESY hier 

in Hamburg und dem Saha Institute of Nuclear Physics (SINP) in Kalkutta zu vereinbaren. Bereits seit 

einigen Jahren arbeiten indische Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler und das DESY 

zusammen. Es ist ein wichtiger Schritt, diese Zusammenarbeit nun weiter zu vertiefen und indischen 

Wissenschaftlern nun auch die Möglichkeit zu bieten, sich mit Experimenten zur Nano- und 

Materialforschung zu beteiligen. Gerade die Nanotechnologie ist eine der Schlüsseltechnologien des 
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21. Jahrhunderts. Die Nanotechnologie hat das Potenzial, wichtige technologische Lösungsbeiträge 

zu den großen gesellschaftlichen Herausforderungen unserer Zeit, beispielsweise der 

Energieversorgung und des Klimaschutzes, zu leisten.  

Ich bin mir sicher, dass  die Vereinbarung für beide Seiten vorteilhaft sein und viele neue 

Erkenntnisse bringen wird.“ 

Weiterhin sind DESY und das SINP im Gespräch, um Möglichkeiten für weitere Kooperationen in den 

Bereichen Teilchenphysik und Instrumentierung von Beschleunigeranlagen auszuloten. 

 

 

 

 

 

 

Rückfragen: 

 

Deutsches Elektronen-Synchrotron DESY, Dr. Thomas Zoufal 

Tel.: 040 – 8998 1666 

thomas.zoufal@desy.de 

 

Behörde für Wissenschaft und Forschung, Svenja Brandt 

Tel.: 040 – 42863 2322, Mobil: 0171 – 388 24 32 

E-Mail: svenja.brandt@bwf.hamburg.de 

 

 

 



 

23 

 

27.12.2011/bwvi27 

 

Mit der U 4 bis zu den Elbbrücken  

Senat bittet Bürgerschaft um Votum zur Verlängerung 

 

 

Der Senat hat heute beschlossen, die Bürgerschaft um die grundsätzliche Zustimmung zur 

Verlängerung der U-Bahn-Linie 4 bis zu den Elbbrücken zu bitten.  

Frank Horch, Präses der Behörde für Wirtschaft, Verkehr und Innovation: „Eine frühzeitige 

leistungsfähige ÖPNV-Erschließung ist Voraussetzung für eine erfolgreiche Entwicklung der östlichen 

HafenCity und schafft die erforderlichen Impulse für die künftigen Wohnungsbaustandorte und die 

Entstehung von Arbeitsplätzen.“ 

Jürgen Bruns-Berentelg, Vorsitzender der Geschäftsführung der HafenCity Hamburg GmbH: „Mit 

einer schnellen Planung und Umsetzung der U4-Verlängerung bis zu den Elbbrücken wird ein 

wichtiges Signal für die zügige und qualitätsvolle Entwicklung der östlichen HafenCity gesetzt. Die U4 

ist nicht nur stadtwirtschaftlich die beste Lösung, sondern sie ist auch zukunftsfähig und ökologisch 

nachhaltig. Die Weichen sind nun dafür gestellt, in den Quartieren Baakenhafen und Elbbrücken ca. 

2.800 Wohnungen und 20.000 Arbeitsplätze zu schaffen.“   

 

Ulrich Sieg, Vorstand der Hamburger Hochbahn AG (HOCHBAHN): „Die Weiterführung der U4 über 

die Haltestelle Hafencity Universität hinaus ist bei den aktuellen Baumaßnahmen bereits 

berücksichtigt worden. Dies ermöglicht uns jetzt, die Planungen zügig fortzusetzen und das 

Planfeststellungsverfahren als Grundlage für den Weiterbau einzuleiten.“ 

 

Der Grundsatzbeschluss ist u.a. erforderlich für eine Finanzierungszusage der Stadt gegenüber der 

Hamburger Hochbahn AG (HOCHBAHN) für die ersten Planungsstufen einschließlich der 

erforderlichen Wirtschaftlichkeitsbetrachtungen und Kostenberechnungen.  

 

Eine endgültige Entscheidung über Bau und Finanzierung der Gesamtmaßnahme ist mit dem 

Grundsatzbeschluss noch nicht verbunden. Um die Zustimmung zum Bau der Verlängerung wird der 

Senat die Bürgerschaft mit gesonderter Vorlage bitten.  
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Aufgrund der erforderlichen Vorlaufzeiten für Planung, Vergabeverfahren und das Beantragen von 

Fördermitteln hatte die HOCHBAHN bereits in Abstimmung mit der zuständigen Fachbehörde 

planerische Vorüberlegungen angestellt.  

Die Finanzierung des Planungsmittelbedarfs in Höhe von 4,2 Mio. Euro als  Zuwendung an die 

HOCHBAHN soll aus Regionalisierungsmitteln des Bundes im Haushaltsjahr 2012 erfolgen.  

Belastbare Angaben zu den für die Realisierung der U4-Verlängerung bis zu den Elbbrücken 

notwendigen finanziellen Mitteln sind im derzeitigen Planungsstadium noch nicht möglich. 

 

 Bereits 2007 bis 2010 wurden die Möglichkeiten für eine ÖPNV-Erschließung der östlichen HafenCity 

und des Kleinen Grasbrooks untersucht. Es zeigte sich, dass eine alleinige Buserschließung den 

verkehrs- und stadtentwicklungspolitischen Zielen in der östlichen HafenCity nicht gerecht werden 

kann. Ergebnis der Untersuchungen war die Vorzugslösung, die eine Verlängerung der U4 über 1,3 

km  im zunächst unterirdischen Streckenverlauf bis zu einer oberirdischen Haltestelle im Bereich der 

Elbbrücken vorsieht. Die dortige Endhaltestelle bietet zunächst eine Übergangsmöglichkeit zum 

Buslinienverkehr, später dann optional zu einer ergänzenden S-Bahn-Haltestelle an der vorhandenen 

Strecke der S3 / S31 im Bereich der Elbbrücken.  

 

Die Untersuchungen haben auch gezeigt, dass Umsteigemöglichkeiten im Bereich der Elbbrücken 

zwischen U- und S-Bahn nur mit erheblichen Kosten realisiert werden könnten. Ein entsprechend 

umfangreiches Bauprogramm ist derzeit nicht finanzierbar. Eine S-Bahn-Haltestelle könnte gfls. auch 

später noch gebaut werden. Die U4-Verlängerung selbst erfordert dagegen zur Vermeidung von 

Konflikten zwischen U-Bahn-Bau und anderen Infrastruktur- und Hochbaumaßnahmen einen 

zeitnahen Planungs- und Umsetzungsbeginn.  

 

 

 

 

 

Rückfragen: 

Susanne Meinecke 

Behörde für Wirtschaft, Verkehr und Innovation 

Tel.: 040 42841 2239 

E-Mail: susanne.meinecke@bwvi.hamburg.de 

 

mailto:susanne.meinecke@bwvi.hamburg.de
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29.Dezember 2011/bwvi29   

 

Immer mehr Stadtteile mit roten StadtRÄDern  

Neue Stationen in Hamm-Mitte, Rothenburgsort, Ottensen, City-Nord 

 

Hamburgs erfolgreiches Fahrradleihsystem StadtRAD ist 2011 massiv ausgebaut worden. Jüngst in 

Betrieb gingen Stationen an wichtigen Schnellbahnstationen, wie am S-Bahnhof Holstenstraße und 

am U- und S-Bahnhof Barmbek. Das bediente Gebiet wurde noch einmal deutlich ausgeweitet: auch 

Rothenburgsort, Hamm-Mitte, die City-Nord und Ottensen haben jetzt eine oder mehrere Stationen. 

Außerdem gab es Verdichtungen in Bereichen mit starker Nachfrage, so am Eppendorfer Weg Höhe 

Löwenstraße und am Messeeingang Ost in der St. Petersburger Straße. Den StadtRADlern in 

Hamburg stehen somit aktuell 106 Stationen zur Verfügung. 

 

Weitere Stationen sind noch im Bau: soweit das Wetter es zulässt, kommen noch in den nächsten 

Wochen Stationen am Großneumarkt, an den U-Bahn-Stationen Hagenbecks Tierpark und 

Emilienstraße sowie in Övelgönne am Museumshafen hinzu. Zusätzliche Standorte sind für 2012 in 

Planung. 

 

Der Ausbau von StadtRAD Hamburg wird von der Stadt Hamburg zusammen mit der Deutschen 

Bahn vorangetrieben. Eine jeweils aktuelle Karte ist unter http://stadtrad.hamburg.de zu finden. 

 

Rückfragen: 

Pressestelle der Behörde für Wirtschaft, Verkehr und Innovation 

Helma Krstanoski 

Tel.: 040-42841-1326 

E-Mail: pressestelle@bwvi.hamburg.de  

Internet: www.hamburg.de/bwvi  

 

 

http://stadtrad.hamburg.de/
mailto:pressestelle@bwvi.hamburg.de
http://www.hamburg.de/bwvi
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20. Dezember 2011/fb20 

 

Senat verabschiedet Geschäftsbericht 2010 

 

Der Senat hat heute den kaufmännischen Jahresabschluss für die Kernverwaltung und den 

Konzernabschluss für die gesamte öffentliche Gebietskörperschaft Hamburg verabschiedet. 

Die kaufmännischen Abschlüsse bestätigen die Bedeutung des Finanzkonzepts des Senats. 

Die Stadt ist nach der Finanzpolitik der vergangenen Jahre überschuldet. Hohe Zins- und 

Pensionslasten sowie ein erheblicher Sanierungsbedarf engen den finanziellen 

Handlungsrahmen der kommenden Jahre stark ein. Im Sinne einer langfristig soliden 

Finanzpolitik muss der Verzehr des öffentlichen Vermögens beendet werden: Der 

Ressourcenverbrauch darf nicht höher sein als das Ressourcenaufkommen. Dazu müssen 

neben dem Kernhaushalt auch alle Nebenhaushalte in Form so genannter Sondervermögen in 

den Blick genommen werden.  

 

Die kaufmännische Rechnungslegung wird in der Stadt in einem mehrjährigen Prozess eingeführt, 

der 2015 abgeschlossen sein soll. Die bei der Erstbilanzierung verwendeten Vereinfachungsregeln 

werden fortlaufend überprüft und an die zukünftig für die Rechnungslegung öffentlicher 

Gebietskörperschaften verbindlichen Standards angepasst. Vor diesem Hintergrund wurden im 

Jahresabschluss 2010 Teile der Bilanzierung der Steuererträge und der Zuführungen zu den 

Rückstellungen für Pensionen und ähnliche Verpflichtungen gegenüber dem Vorjahr geändert. 

Darüber hinaus wurde die HGV Hamburger Gesellschaft für Vermögens- und Beteili-

gungsmanagement mbH (HGV) neu bewertet. Damit ist – wie auch in den vorherigen Berichten – das 

Ergebnis mit dem des Vorjahres nicht unmittelbar vergleichbar. 

 

Zwar fällt das Jahresergebnis der Kernverwaltung mit 664 Mio. Euro positiv aus, dies ist jedoch den 

genannten Bilanzierungsänderungen geschuldet. Bereinigt man das Ergebnis um diese einmaligen 

Sondereffekte, ergibt sich ein Fehlbetrag von 895 Mio. Euro. Der Verzehr städtischen Vermögens 

schreitet somit fort. Das Jahresergebnis der Kernverwaltung schlägt sich auch im Ergebnis des 

Konzerns nieder. Dieser schließt das Berichtsjahr mit einem Jahresfehlbetrag von 94 Mio. Euro ab, 

der ohne Bilanzierungsänderungen sogar 481 Mio. Euro betragen hätte. 

 

Die Abschlüsse belegen, vor welchen Herausforderungen die städtische Finanzpolitik steht: Die 

Gesamtverschuldung der Kernverwaltung beträgt rund 48,6 Mrd. Euro, rund 16,5 Mrd. Euro hiervon 

entfallen auf gegenwärtige und künftige Pensionsverpflichtungen. Auf Ebene des Konzerns beträgt 
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die Gesamtverschuldung sogar 63,7 Mrd. Euro. Für Zinsverpflichtungen aus den bestehenden 

Schulden hatte die Kernverwaltung 915 Mio. Euro aufzubringen. Dies entspricht rund 10,6 Prozent 

des gesamten Steueraufkommens in 2010. 

 

Der gesamte Geschäftsbericht wird in Kürze als PDF-Dokument zum Download unter folgender 

Adresse bereit stehen: www.hamburg.de/geschaeftsberichte 

 

Die Druckfassung des Geschäftsberichts kann ab Mitte Januar über die Pressestelle der 

Finanzbehörde bezogen werden. 

 

Rückfragen: 

 

Pressestelle der Finanzbehörde, Daniel Stricker 

Telefon (040) 428 23 - 1662, Telefax (040) 4279 23 - 556 

E-Mail: daniel.stricker@fb.hamburg.de 

http://www.hamburg.de/geschaeftsberichte
mailto:daniel.stricker@fb.hamburg.de
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21. Dezember 2011/fb21 

 

Die elektronische Übermittlung von Jahressteuererklärungen wird ab dem 

Veranlagungszeitraum 2011 für Bürgerinnen und Bürger mit 

Gewinneinkünften sowie Unternehmen zur Pflicht 

 

Zukünftig sind Bürgerinnen und Bürger mit Gewinneinkünften verpflichtet, ihre Steuererklärungen 

elektronisch an ihr Finanzamt zu übermitteln. Dies betrifft die Einkünfte aus der Land- und 

Forstwirtschaft, aus Gewerbetrieb und aus freiberuflicher bzw. selbstständiger Tätigkeit. In der 

Vergangenheit war es den Bürgerinnen und Bürgern freigestellt, ihre jährlichen Steuererklärungen 

elektronisch oder herkömmlich auf Papier beim Finanzamt einzureichen. 

 

Die Verpflichtung zur elektronischen Übermittlung von Jahressteuererklärungen ist im 

Steuerbürokratieabbaugesetz bzw. im Jahressteuergesetz 2010 festgelegt. Unter diese Regelungen 

fallen die Erklärungen zur Einkommensteuer bei Gewinneinkünften, Körperschaftsteuer, 

Umsatzsteuer, Gewerbesteuer sowie Feststellungserklärungen und die Anlage EÜR 

(Einnahmenüberschussrechnung). 

 

Die Pflicht zur elektronischen Übermittlung besteht allerdings nicht, wenn die Gewinneinkünfte 

weniger als 410 Euro betragen und im Übrigen nur lohnsteuerpflichtige Einkünfte erzielt werden. 

 

Weitere Informationen zum Thema elektronische Steuererklärungen sind im Internet unter 

www.elster.de und www.esteuer.de zu finden.  

 

Rückfragen: 

 

Pressestelle der Finanzbehörde, Daniel Stricker 

Telefon (040) 428 23 - 1662, Telefax (040) 4279 23 - 556 

E-Mail: daniel.stricker@fb.hamburg.de 

 

mailto:daniel.stricker@fb.hamburg.de
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Containerrekord auf der Schiene: Hamburger Hafen baut Spitzenposition 

in Europa aus 

 

Hamburger Hafenbahn 2011 transportiert erstmals zwei Millionen Standardcontainer in einem 

Jahr / Investitionen in Höhe von über 70 Millionen Euro für 2012 geplant / Eurokombi fertigt 

Rekordcontainer ab 

 

Hamburg, 22. Dezember 2011 – Die Hamburger Hafenbahn setzt ihre Erfolgsgeschichte fort. Im Jahr 

2011 erzielte sie das beste Ergebnis ihrer Geschichte. Erstmals sind über zwei Millionen Container 

(TEU) innerhalb eines Jahres über die Gleise der Hafenbahn gerollt. Damit hat sie gegenüber dem 

bisherigen Rekordjahr 2010 im Containerbereich noch einmal ein Wachstum von 6,5 Prozent erreicht. 

 

Insgesamt rechnet die HPA im Jahr 2011 mit rund 41,3 Millionen Tonnen Gütern auf der Hafenbahn. 

2010 hatte die Hafenbahn mit über 40 Millionen Tonnen bereits ein herausragendes Ergebnis erzielt. 

Seit der Krise hat sie damit Marktanteile am Schienengüterverkehr von anderen Häfen der Nordrange 

gewonnen. Hamburg konnte seine Position als führender Eisenbahnhafen in Europa weiter 

ausbauen. Damit das so bleibt, plant die HPA im Jahr 2012 die Rekordsumme von über 70 Millionen 

Euro in die Hafenbahn zu investieren. 

 

HPA-Geschäftsführer Jens Meier nahm zusammen mit Emanuel Schiffer, Vorsitzender der 

EUROGATE Gruppengeschäftsführung, und Harald Kreft, Geschäftsleiter Hafenbahn der HPA, den 

zweimillionsten Container am Hafenbahnhof Waltershof in Empfang. Eine Lok der Eisenbahnen und 

Verkehrsbetriebe Elbe-Weser GmbH brachte den aus Süddeutschland stammenden Container zum 

Eurokombi-Terminal in Waltershof. Von hier aus geht der mit Maschinenteilen beladenen 

Exportcontainer auf seine Reise nach Asien 

„Die mehr als 300km Gleislänge der Hamburger Hafenbahn bilden heute  das Rückgrat des 

Hamburger Hafens. Die hervorragenden Ergebnisse zeigen, dass es richtig war in diesen 

umweltfreundlichen Verkehrsträger zu investieren und ihn fit zu machen für die Zukunft. Heute 

werden mehr als 30 Prozent der Güter per Bahn vom und ins Hinterland des Hamburger Hafens nach 

Mittel- und Süddeutschland, Tschechien, Polen und dem Alpenraum gebracht. Insbesondere die 

deutsche Exportwirtschaft als Treiber der Konjunktur ist auf funktionierende Häfen und 

Hinterlandverbindungen angewiesen. Ich werde mich beim Bund dafür einsetzen, dass diese 

Hinterlandverbindungen gestärkt und ausgebaut werden“, so Wirtschaftssenator Frank Horch. 
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„Die Hafenbahn ist ein echtes Zugpferd für den Hafen geworden. Jetzt zahlen sich unsere anhaltend 

hohen Investitionen in Anlagen, Technik und Steuerungssysteme aus“, so HPA-Geschäftsführer Jens 

Meier. 

"Die Hamburger Hafenbahn ist ein wichtiger Bestandteil zur Sicherung der Wettbewerbsfähigkeit des 

Hamburger Hafens. Es zeigt sich, dass sich die hohen Investitionen der HPA in den Ausbau der 

Hafenbahn auszahlen. EUROGATE gratuliert zum Rekordumschlag. Der Einsatz zunehmend 

größerer Schiffseinheiten erfordert eine leistungsfähige Bahninfrastruktur, damit die Container in das 

Hinterland abtransportiert werden können. Es ist wichtig, dass sich Hamburg nicht nur wasserseitig, 

sondern auch landseitig auf den zunehmenden Anlauf großer Schiffseinheiten vorbereitet.   Die 

beiden deutschen Häfen Hamburg und Bremerhaven sollten gemeinsam beim Bund antreten und sich 

nachdrücklich für den Ausbau der Hinterlandanbindungen einsetzen. Das gilt 

für  Bahninfrastrukturprojekte wie die Y-Trasse genauso wie für Straßeninfrastrukturprojekte wie den 

Bau der Küstenautobahn A20", so Emanuel Schiffer, Vorsitzender der EUROGATE 

Gruppengeschäftsführung. 

 

Hohe Investitionen für 2012 geplant 

Im laufenden Jahr hat die HPA rund 45 Millionen Euro in die Hafenbahn, zum Beispiel die 

Hafenbahnhöhe Hamburg Süd und Hohe Schaar sowie in neue IT-Systeme, investiert. Damit setzt 

die HPA das hohe Investitionstempo der vergangenen Jahre fort. Zwischen 2008 und 2010 hatte sie 

die Anlagen für rund 125 Millionen Euro ausgebaut. Im kommenden Jahr will die HPA über 70 

Millionen Euro in die Hafenbahn zu investieren. Neben der zweigleisigen Anbindung des 

Containerterminals Altenwerder sind darin beispielsweise Investitionen in das vorhandene Netz und 

den Ausbau der Hafenbahnhöfe Waltershof, Hamburg Süd und Hohe Schaar enthalten. 

 

Das bisher beste Ergebnis ihrer 145-jährigen Geschichte erreichte die Hamburger Hafenbahn im 

vergangenen Jahr: 40,1 Millionen Tonnen Güter des Hafens gingen 2010 auf die Schiene. Nicht nur 

in der absoluten Menge sondern auch beim Containerumschlag erzielte die Bahn mit 1,93 Millionen 

Containern einen neuen Rekord. Beide Umschlagszahlen toppten das Erfolgsjahr 2008.  

 

Die Hafenbahn im Überblick 

Die Hafenbahn ist ein Unternehmensteil der Hamburg Port Authority (HPA). Ihr Netz umfasst rund 

300 Kilometer Gleise und etwa 880 Weichen. Rund 110 Kilometer des Gleisnetzes sind elektrifiziert. 

Im Hamburger Hafen erschließt die Hafenbahn mehr als 170 Gleisanschlüsse von Umschlags-, 

Logistik-, und Hafenindustriebetrieben. An einem Werktag verkehren im Hamburger Hafen rund 200 

Güterzüge mit über 4500 Wagen. Insgesamt sind 93 Eisenbahnverkehrsunternehmen auf den 

Gleisen der Hafenbahn tätig. 
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Die Hamburg Port Authority betreibt seit 2005 ein zukunftsorientiertes Hafenmanagement aus einer Hand. Als Anstalt öffentlichen Rechts ist die HPA 

verantwortlich für die effiziente, Ressourcen schonende und nachhaltige Vorbereitung und Durchführung von Infrastrukturmaßnahmen im Hafen. Die HPA ist 

Ansprechpartner für alle Fragen der wasser- und landseitigen Infrastruktur, der Sicherheit des Schiffsverkehrs, der Hafenbahnanlagen, des 

Immobilienmanagements und der wirtschaftlichen Bedingungen im Hafen. Dazu stellt die HPA die erforderlichen Flächen bereit und übernimmt alle hoheitlichen 

Aufgaben und hafenwirtschaftlichen Dienstleistungen. www.hamburg-port-authority.de 

 

Pressekontakt: HPA Hamburg Port Authority | Pressestelle | Tel.: +49 40 42847-2300 | pressestelle@hpa.hamburg.de 

 

mailto:pressestelle@hpa.hamburg.de


 

32 

Terminkalender  Vom 4. Januar bis 8. Januar 2012 

Die Hinweise dienen nur zur Information; sie gelten nicht als Einladung. Auskünfte über 
Fototermine und Möglichkeiten der Berichterstattung, die im Rathaus stattfinden,  werden 
unter der Rufnummer 428 31 - 2182 erteilt. 
 
  
 
Mittwoch, den 04.01.2012 
14:00 Rathaus 

Bürgermeisterin Dr. Dorothee Stapelfeldt empfängt den Generalkonsul von 
Norwegen, Thomas Hauff, zu einem Antrittsbesuch. 
 

Donnerstag, den 05.01.2012 
20:00 Literaturhaus, Schwanenwik 38 

Senatorin Prof. Barbara Kisseler spricht ein Grußwort anlässlich der Verleihung 
des Mara-Cassens-Preises. 
 

Freitag, den 06.01.2012 
10:30 Rathaus, Turmsaal 

Senatorin Dr. Dorothee Stapelfeldt verleiht den Bundesverdienstorden der 
Bundesrepublik Deutschland an Prof. Dr. Victor-Felix Mautner. 
 

11:30 Europa-Passage, Cafeteria Thalia Buchhandlung, Ballindamm 40 
Bürgermeister Olaf Scholz stellt den Desertec-Atlas - Weltatlas zu erneuerbaren 
Energien - vor. 
 

13:00 Rathaus, Bürgermeistersaal 
Bürgermeister Olaf Scholz empfängt die katholischen Sternsinger. 
 

Sonntag, den 08.01.2012 
11:00 SV Eidelstedt, Clubheim Sportanlage Redingskamp 25 

Senator Michael Neumann nimmt am Neujahrsempfang des SV Eidelstedt v. 1880 
e.V. teil. 
 

11:00 Laeiszhalle, Johannes-Brahms-Platz 
Senatorin Prof. Barbara Kisseler besucht das Neujahrskonzert der HASPA mit den 
Hamburger Symphonikern. 
 

 
 


